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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsunfall

Gefälligkeitsleistung
Sonderbeziehung

Leitsätze Bei Tätigkeiten im Rahmen einer
Sonderbeziehung wie zB einer
Partnerschaft besteht kein gesetzlicher
Unfallversicherungsschutz.

Normenkette SGB VII § 129
SGB VII § 2
SGB VII § 8

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 U 100/18
Datum 23.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 U 376/19
Datum 22.03.2021

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 23. Oktober 2019
wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Anerkennung seines Unfalls bei einem
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Bauvorhaben des Vaters seiner damaligen Partnerin als Arbeitsunfall.

Der 1988 geborene KlÃ¤ger half dem Vater P. R. (kÃ¼nftig: R) seiner damaligen
Partnerin und spÃ¤teren Verlobten (V) bei Arbeiten an einem privaten Bauvorhaben
des R in K. Der KlÃ¤ger und V wohnten fÃ¼r 300,00 Euro monatlich im Haus des R
zur Miete; mit dem Bauvorhaben auf demselben GrundstÃ¼ck sollte zusÃ¤tzlicher
Wohnraum geschaffen werden. Am 18.06.2015 erlitt der KlÃ¤ger einen Unfall auf
der Baustelle. Im Dezember 2015 trennten sich der KlÃ¤ger und V.

Am 30.07.2016 wurde vom KlÃ¤ger Unfallanzeige bezÃ¼glich des bereits vor mehr
als einem Jahr am 18.06.2015 geschehenen Unfalls erstattet. Er sei damals auf
einem GerÃ¼st durch den Boden gefallen und habe sich eine
Unterschenkelmehrfragmentfraktur sowie ein komplexes neurogenes
Schmerzsyndrom zugezogen. Im Fragebogen zum Unfallhergang gab der KlÃ¤ger
an, dass R als Bauherr seinen Bau zum Zeitpunkt des Unfalls nicht bei der
Beklagten gemeldet und auch keine Bau-/Bauhelferversicherung abgeschlossen
habe. R hatte sein Eigenbauvorhaben und die Beteiligung privater Helfer
tatsÃ¤chlich auch erst am 22.06.2015 bei der Beklagten angemeldet.

Kurz vor dem KlÃ¤ger hatte R am 19.07.2016 den Ã¼ber ein Jahr zurÃ¼ckliegenden
Unfall des KlÃ¤gers vom 18.06.2015 an die Beklagte gemeldet. Wegen der
Trennung von V stelle der KlÃ¤ger, der aufgrund der bleibenden Unfallfolgen
inzwischen einen GdB von 40 habe, nun Forderungen aus dem Unfall an ihn, ua
Schmerzensgeld in HÃ¶he von 30.000,00 â�¬.
Der KlÃ¤ger habe bis zum Unfall ca. 15 Stunden wÃ¶chentlich auf der Baustelle
gearbeitet. Die Wohnung sei als Hochzeitsgeschenk fÃ¼r seine Tochter und den
KlÃ¤ger vorgesehen gewesen. Deshalb habe der KlÃ¤ger ihm und seinen beiden
Schwagern auf dem Bau geholfen. Der KlÃ¤ger sei am 18.06.2015 durch das
BaugerÃ¼st ca. 2 m in die Tiefe gefallen und habe sich dabei den linken FuÃ�
gebrochen. R habe den Vorfall damals nicht gemeldet, weil der KlÃ¤ger ihn darum
gebeten habe. Der KlÃ¤ger habe ihm gesagt, er wÃ¼rde den Unfall seiner
Versicherung melden, damit er auch sein Krankengeld/Tagegeld und eine
Abstandszahlung bekomme.

Der KlÃ¤ger gab telefonisch am 04.11.2016 an, dass er sehr umfangreiche
Arbeitsleistungen bei der BaumaÃ�nahme erbracht habe. Er kÃ¶nne die
Arbeitsleistung auch mit Fotos belegen. Ein Einzug von ihm und V in das neu zu
erbauende GebÃ¤ude sei bereits zu einem sehr frÃ¼hen Zeitpunkt nicht mehr
aktuell gewesen, da er unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig viel Geld in die BaumaÃ�nahme
hÃ¤tte investieren oder alternativ nach dem Einzug eine Ã¼berhÃ¶hte Miete hÃ¤tte
bezahlen sollen. Damit sei er nicht einverstanden gewesen und deshalb sei ein
Einzug in die neue Wohnung schon wÃ¤hrend der BaumaÃ�nahme nicht mehr
aktuell gewesen.

Mit dem Bescheid vom 23.11.2016 lehnte die Beklagte Leistungen aus der
gesetzlichen Unfallversicherung aufgrund des Ereignisses vom 18.06.2015 mit der
BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger zum Unfallzeitpunkt bei der BaumaÃ�nahme
eigenwirtschaftlich tÃ¤tig gewesen sei. Der KlÃ¤ger habe durch seine Mithilfe bei
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dem Bauvorhaben eigenen Wohnraum schaffen wollen, weshalb die Gefahren bei
der BaumaÃ�nahme seiner privaten SphÃ¤re zuzuordnen seien. Ein innerer
Zusammenhang mit einer VersichertentÃ¤tigkeit in einem Unternehmen sei nicht
nachgewiesen.

Hiergegen legte der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers Widerspruch ein. Der KlÃ¤ger
habe zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt, in das Objekt, an dem er mitgearbeitet
habe, einzuziehen.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 12.04.2018
zurÃ¼ck. Die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers sei nicht arbeitnehmerÃ¤hnlich und von ihrer
Handlungstendenz auf die ErfÃ¼llung eigenwirtschaftlicher Interessen ausgerichtet
gewesen. Der KlÃ¤ger habe mit dem Bauvorhaben die Sicherstellung eigenen
Wohnraums angestrebt.

Hiergegen legte der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers am 11.05.2018 Klage beim
Sozialgericht Augsburg ein. Der KlÃ¤ger habe eine Anmietung der Wohnung
abgelehnt, da die von R geforderte Miete von 800,00 â�¬ fÃ¼r ihn vÃ¶llig
unakzeptabel gewesen sei. Auch die Variante, dass R das Eigentum an V
Ã¼bertrage und V AlleineigentÃ¼merin werde, habe er als nicht akzeptabel
abgelehnt, nachdem er im Zusammenhang mit der EigentumsÃ¼bertragung an R
100.000,00 Euro habe zahlen sollen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23.10.2019 wurden der R und V vom
Sozialgericht als Zeugen vernommen. R sagte aus, dass er mit dem KlÃ¤ger
freundschaftlich verbunden gewesen sei. Nach dem Unfall habe der KlÃ¤ger seiner
Tochter V einen Heiratsantrag gemacht. V sagte aus, bei der BaumaÃ�nahme sei es
darum gegangen, gemeinsamen Wohnraum fÃ¼r sie und den KlÃ¤ger zu schaffen.

Mit Urteil vom 23. Oktober 2019 wies das Sozialgericht Augsburg die Klage als
unbegrÃ¼ndet ab.

Ein Arbeits- oder BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers bei R habe nicht
bestanden, so dass eine Versicherung des KlÃ¤gers kraft Gesetzes als
BeschÃ¤ftigter nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII ausscheide.

Der KlÃ¤ger habe auch keinen Versicherungsschutz Ã¼ber Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB
VII erworben, wonach Personen versichert sind, die â��wieâ�� nach Â§ 2 Abs. 1 Nr.
1 SGB VII Versicherte tÃ¤tig werden. Denn der KlÃ¤ger sei tÃ¤tig geworden im
Rahmen einer Sonderbeziehung zu R.
Der KlÃ¤ger sei mit der Tochter des R liiert gewesen und habe seine unbezahlte
TÃ¤tigkeit allein aufgrund dieser Verbindung ausgeÃ¼bt. Die Motivation des
KlÃ¤gers, R bei der unfallbringenden Verrichtung zu helfen, habe darin gelegen,
seinem zukÃ¼nftigen Schwiegervater zu helfen und gleichzeitig, wie es V bei ihrer
Zeugenaussage Ã¼berzeugend dargelegt habe, einen eigenen Wohnraum fÃ¼r sich
und V zu schaffen. Aus dem Umfang der Hilfeleistung sei auch kein
Versicherungsschutz abzuleiten. Zwar habe der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des Unfalls
wohl mehr als die angegebenen 10,5 Stunden gearbeitet. Jedoch sei die TÃ¤tigkeit
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nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig Ã¼ber das hinausgegangen, was bei engen
verwandtschaftlichen GemeinschaftsverhÃ¤ltnissen Ã¼blich sei. Der KlÃ¤ger habe
seine TÃ¤tigkeiten nach den Ã¼bereinstimmenden Angaben des KlÃ¤gers und des
Bauherrn R jeweils auf ein paar Stunden abends nach der Arbeit und auf die
Wochenenden verteilt.

Dass die Motivationslage so zum Zeitpunkt des Unfalls bestanden habe, stehe zur
Ã�berzeugung des Gerichts fest. HÃ¤tte sich das VerhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers zu R â��
wie vom KlÃ¤ger nunmehr behauptet â�� bereits vor dem Unfall verschlechtert, da
R eine finanzielle Gegenleistung fÃ¼r die ZurverfÃ¼gungsstellung der Wohnung
bzw. EigentumsÃ¼bertragung an V beansprucht habe, sei es Ã¼berhaupt nicht
mehr nachvollziehbar, warum der KlÃ¤ger zum Unfallzeitpunkt nach wie vor
umfangreich und ohne Bezahlung mitgeholfen und darÃ¼ber hinaus auch noch
nach dem Unfall V einen Heiratsantrag gemacht habe.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Berufung beim Bayerischen Landessozialgericht
eingelegt.
Ein Einzug in das Bauvorhaben sei zum Zeitpunkt des Unfalls nicht mehr geplant
gewesen wegen der zu hohen Mietforderung von R bzw der geforderten finanziellen
Beteiligung des KlÃ¤gers iHv 100.000,00 Euro im Falle der EigentumsÃ¼bertragung
an V. Der Umfang seiner Arbeitsleistung sei im Ã�brigen weit Ã¼ber einen
Freundschaftsdienst hinausgegangen.

Im ErÃ¶rterungstermin am 20.07.2020 lieÃ� sich der KlÃ¤ger dahingehend ein, dass
er R als seinen zukÃ¼nftigen Schwiegervater bei dem Bauvorhaben nicht habe im
Stich lassen wollen. Er habe sich zudem R gegenÃ¼ber zu einer Gegenleistung
verpflichtet gefÃ¼hlt, nachdem R ihm den Umgang mit Finanzen beigebracht und
ihn an Sonntagen entsprechend geschult habe.

Im ErÃ¶rterungstermin am 20.07.2020 wurde die Kommunale Unfallversicherung
Bayern durch Beschluss im Hinblick auf eine mÃ¶gliche ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 129
Abs 1 Nr 3 SGB VII beigeladen. AnschlieÃ�end erklÃ¤rten sich der KlÃ¤ger und die
Beklagte mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren nach Â§ 124 Abs 2 SGG
einverstanden.

Mit Schriftsatz vom 01.10.2020 Ã¤uÃ�erte sich die beigeladene Kommunale
Unfallversicherung Bayern dahingehend, dass eine ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 129 Abs
1 Nr 3 SGB VII nicht gegeben sei. Die Beklagte habe zutreffenderweise als
zustÃ¤ndiger VersicherungstrÃ¤ger am 25.10.2016 einen Beitragsbescheid
erlassen, nachdem wegen Ã�berschreitens der 39-Stunden-Grenze eine lÃ¤ngere
nicht gewerbsmÃ¤Ã�ige Bauarbeit vorgelegen habe, wie sich aus dem
Eigenbauermittlungsbericht vom 21.09.2016 ergebe. Neben dem KlÃ¤ger seien
fÃ¼r R noch dessen Schwager P und L auf der Baustelle umfangreich tÃ¤tig
gewesen. Ein Unfallversicherungsschutz nach Â§ 2 Abs 2 SGB VII scheide ohnehin
aus, weil der KlÃ¤ger als kÃ¼nftiger Schwiegersohn ausschlieÃ�lich
eigenwirtschaftlich tÃ¤tig geworden sei. Da fÃ¼r das Bauvorhaben keine
Ã¶ffentliche FÃ¶rderung bewilligt worden sei, kÃ¤me ein etwaiger
Versicherungsschutz Ã¼ber Â§ 2 Abs 2 Nr 16 SGB VII nicht in Betracht. Mit einer
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Entscheidung im schriftlichen Verfahren nach Â§ 124 Abs 2 SGG sei man
einverstanden.

Das Schreiben der Beigeladenen vom 01.10.2020 wurde dem KlÃ¤ger und der
Beklagten Ã¼bersandt. Beide Ã¤uÃ�erten sich hierzu nicht mehr. Insbesondere
stellte die KlÃ¤gerseite keinen Antrag im Hinblick auf die Beigeladene. Die
Beigeladene hat ebenfalls keinen Antrag gestellt.

Der KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 23. Oktober 2019 sowie den Bescheid
der Beklagten vom 23.11.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
12.04.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den Unfall des KlÃ¤gers
vom 18.06.2015 als Arbeitsunfall anzuerkennen.

Die Beklagte und Berufungsbeklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird das Vorbringen der Beteiligten und den
gesamten Akteninhalt aller Verwaltungs- und Gerichtsakten Bezug genommen, die
bei der Entscheidung vorgelegen haben.

Â 

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Der Senat konnte im schriftlichen Verfahren nach Â§ 124 Abs 2 SGG entscheiden,
nachdem die Beteiligten zugestimmt haben.

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte und gemÃ¤Ã�
den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig. Die
Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der
KlÃ¤ger ist durch den Bescheid vom 23.11.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.04.2018 nicht beschwert, da dieser nicht
rechtswidrig ist (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Die Beklagte hat es zu Recht abgelehnt,
das Ereignis vom 18.06.2015 als Arbeitsunfall anzuerkennen.

Nach Â§ 8 Abs. 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten infolge
einer den Versicherungsschutz begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit).
Danach handelt es sich bei dem Unfall vom 18.06.2015 nicht um einen
Arbeitsunfall, da er sich nicht bei einer versicherten TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
ereignete. In Betracht kommt vorliegend als eine den Versicherungsschutz
begrÃ¼ndende TÃ¤tigkeit nur eine solche nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII als
BeschÃ¤ftigter oder nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 iVm Abs. 1 Nr. 1 SGB VII als â��Wie-
BeschÃ¤ftigterâ��. Solche TÃ¤tigkeiten hat der KlÃ¤ger nicht verrichtet.

Eine Versicherung des KlÃ¤gers kraft Gesetzes als BeschÃ¤ftigter nach Â§ 2 Abs. 1
Nr. 1 SGB VII scheidet aus, da kein Arbeits- oder BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu R
bestand. Dies ergibt sich schon daraus, dass zwischen dem KlÃ¤ger und R kein
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RechtsverhÃ¤ltnis bestand, das den KlÃ¤ger zu den von ihm verrichteten
TÃ¤tigkeiten fÃ¼r den Beigeladenen verpflichtete (vgl LSG NRW Urteil vom 05.
Dezember 2018 â�� L 17 U 208/17 und Urteil vom 26.03.2014 â�� L 17 U 370/12).
Dementsprechend hat er R auch nur nach jeweiliger Absprache unter
BerÃ¼cksichtigung seiner eigenen zeitlichen MÃ¶glichkeiten und unentgeltlich
geholfen.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers bestand auch kein Versicherungsschutz kraft
Gesetzes nach Â§ 2 Abs. 2 S. 1 SGB VII, wonach Personen versichert sind, die
â��wieâ�� nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII Versicherte tÃ¤tig werden. Nach Â§ 2 Abs.
2 Satz 1 iVm Abs. 1 Nr. 1 SGB VII ist jede Verrichtung versichert, die der AusÃ¼bung
einer BeschÃ¤ftigung vergleichbar ist (vgl BSG, Urteil vom 15.06.2010, B 2 U 12/09
R). Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII erfasst tatbestandlich TÃ¤tigkeiten, die ihrer Art nach
zwar nicht sÃ¤mtliche Merkmale der AusÃ¼bung einer BeschÃ¤ftigung i.S. von Â§ 2
Abs. 1 Nr. 1 SGB VII aufweisen, in ihrer Grundstruktur aber einer solchen Ã¤hneln,
indem eine ernstliche, einem fremden Unternehmen dienende, dem wirklichen oder
mutmaÃ�lichen Willen des Unternehmers entsprechende TÃ¤tigkeit von
wirtschaftlichem Wert erbracht wird, die ihrer Art nach sonst von Personen
verrichtet werden kÃ¶nnte, die in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
stehen (stÃ¤ndige Rechtsprechung â�� vgl. BSG, Urteile vom 27.03.2012, B 2 U
5/11 R, und vom 05.07.2005, B 2 U 22/04 R). Dabei braucht weder eine
persÃ¶nliche oder wirtschaftliche AbhÃ¤ngigkeit zu bestehen, noch sind die
BeweggrÃ¼nde des Handelnden fÃ¼r sein TÃ¤tigwerden maÃ�gebend (BSG, Urteile
vom 05.03.2002, B 2 U 9/01 R und vom 17.03.1992, 2 RU 6/91, mwN). MaÃ�geblich
sind die tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnisse, unter denen sich die
TÃ¤tigkeit vollzogen hat im Sinne einer Gesamtbetrachtung der UmstÃ¤nde des
Einzelfalles. Die von den â�� unerheblichen â�� BeweggrÃ¼nden fÃ¼r den
Entschluss tÃ¤tig zu werden zu unterscheidende objektivierbare Handlungstendenz
zeigt an, welches Unternehmen in erster Linie und wesentlich unterstÃ¼tzt wird. Bei
der unfallbringenden TÃ¤tigkeit muss diese Handlungstendenz wesentlich auf die
Belange des als unterstÃ¼tzt geltend gemachten Unternehmens gerichtet sein,
damit die Handlung als beschÃ¤ftigtenÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit fÃ¼r dieses
Unternehmen gewertet werden kann (BSG, Urteil vom 05.03.2002 â�� B 2 U 9/01 R
).

Bei Anwendung dieser GrundsÃ¤tze kommt der Senat zu der Ã�berzeugung, dass
die objektivierbare Handlungstendenz des KlÃ¤gers bei der unfallbringenden
TÃ¤tigkeit, also im Zeitpunkt des Unfalls, im Rahmen der erforderlichen
lÃ¤ngerfristigen Gesamtschau (vgl etwa BSG, Urteil vom 19.06.2018,B 2 U 32/17 Rz
35) darauf gerichtet war, wie ein Bauhelfer auf der Baustelle des R untergeordnete
HilfstÃ¤tigkeiten zu verrichten. Dies ergibt sich aus den Ã¼berzeugenden,
widerspruchsfreien und auch von der Beklagten nicht in Zweifel gezogenen
Angaben von R, V und dem KlÃ¤ger. Diese TÃ¤tigkeit war wesentlich dem
Unternehmen von R (Bauherr als Unternehmer nicht gewerbsmÃ¤Ã�iger
Bauarbeiten, Â§ 136 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII) zu dienen bestimmt und hatte auch einen
wirtschaftlichen Wert, da R anderenfalls hierfÃ¼r hÃ¤tte einen Werk- oder
Dienstlohn entrichten mÃ¼ssen.
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UnabhÃ¤ngig davon, dass der KlÃ¤ger insoweit nicht an Weisungen gebunden war,
als er nur dann mithalf, wenn er Zeit hatte, war der KlÃ¤ger zwar nicht
unternehmer- sondern beschÃ¤ftigtenÃ¤hnlich tÃ¤tig (vgl BSG, Urteil vom
19.06.2018 aaO). Denn er verrichtete eine Arbeit, die grundsÃ¤tzlich ihrer Art nach
von einem Arbeitnehmer hÃ¤tte verrichtet werden kÃ¶nnen und war auÃ�erdem in
das Unternehmen von R eingegliedert, da R die durchzufÃ¼hrenden Arbeiten sowie
die Art und Weise der AusfÃ¼hrung vorgab sowie Materialien und Werkzeuge zur
VerfÃ¼gung stellte. Es war dem KlÃ¤ger gerade nicht wie einem selbstÃ¤ndigen
Handwerker Ã¼berlassen, einen konkreten Auftrag eigenstÃ¤ndig auszufÃ¼hren,
sondern er leistete bei einfachen Gewerken Hilfestellung, wobei er sich jeweils dem
aktuellen Bedarf unterordnete. Bei diesen handwerklich schlichten TÃ¤tigkeiten
kam eine fachliche Qualifikation des KlÃ¤gers nicht im Sinne einer
unternehmerÃ¤hnlichen Stellung zum Tragen. Dies steht fÃ¼r den Senat aufgrund
der nicht in Frage gestellten Angaben des KlÃ¤gers fest.

Die AusÃ¼bung einer beschÃ¤ftigungsÃ¤hnlichen TÃ¤tigkeit ist dennoch zu
verneinen, wenn die Verrichtung wegen und im Rahmen einer Sonderbeziehung
zum Unternehmer erfolgt, zum Beispiel als FamilienangehÃ¶riger, aufgrund enger
Freundschaft oder als Vereinsmitglied (vgl Urteile des BSG vom 20.03.2018, B 2 U
16/16 R, und vom 19.06.2018, aaO). Handelt es sich um eine selbstverstÃ¤ndliche
Hilfeleistung oder ist die TÃ¤tigkeit durch die ZugehÃ¶rigkeit zu einer Gemeinschaft
oder sozial geprÃ¤gten Beziehung gekennzeichnet, so fehlt es regelmÃ¤Ã�ig an
einer konkreten ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit. SelbstverstÃ¤ndliche Hilfeleistungen
sind solche, die sich ausgehend von der sozial geprÃ¤gten Sonderbeziehung in
einem Ã¼blichen und zu erwartenden Rahmen bewegen. Wesentlich ist hierbei das
Gesamtbild der den Einzelfall prÃ¤genden UmstÃ¤nde, insbesondere Art, Umfang
und Zeitdauer der verrichteten TÃ¤tigkeit sowie die IntensitÃ¤t der tatsÃ¤chlichen
verwandtschaftlichen bzw. freundschaftlichen Beziehungen. Je intensiver und enger
eine Sonderbeziehung geprÃ¤gt ist, desto hÃ¶her ist auch die Anforderung an die
zu erwartende (unversicherte) GefÃ¤lligkeitsleistung hinsichtlich der Art, des
Umfanges und der Zeitdauer, um die Schwelle zum Versicherungsschutz nach Â§ 2
Abs. 2 Satz 1 SGB VII zu Ã¼berwinden.

Unter Beachtung dieser GrundsÃ¤tze stand der KlÃ¤ger zum Unfallzeitpunkt nicht
unter dem Versicherungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Bei der zum
Unfall fÃ¼hrenden TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers handelte es sich um eine die
Versicherungspflicht ausschlieÃ�ende GefÃ¤lligkeitsleistung aufgrund einer
Sonderbeziehung zu R. Die Motivation des KlÃ¤gers, R bei der unfallbringenden
Verrichtung zu helfen, lag in erster Linie darin, dem Vater seiner Partnerin und
spÃ¤teren Verlobten, also seinem kÃ¼nftigen Schwiegervater bei der Erstellung von
Wohnraum zu helfen, also ein System des gegenseitigen Helfens im Rahmen quasi
verwandtschaftlicher VerhÃ¤ltnisse aufrechtzuerhalten. Dies steht zur
Ã�berzeugung des Senats fest aufgrund der Ã¼bereinstimmenden Angaben des
KlÃ¤gers und von V und R im Verwaltungsverfahren und im sozialgerichtlichen
Verfahren. Der KlÃ¤ger und R waren Ã¼ber die Partnerschaft des KlÃ¤gers mit der
Tochter des R verbunden. Der KlÃ¤ger und V haben bei R kostengÃ¼nstig zur Miete
gewohnt, als das Bauvorhaben auf demselben GrundstÃ¼ck in Angriff genommen
wurde. R meldete das private Bauvorhaben zunÃ¤chst auch nicht an und fÃ¼hrte
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das Bauvorhaben ausschlieÃ�lich mit Familienmitgliedern, nÃ¤mlich seinen
Schwagern und dem KlÃ¤ger als kÃ¼nftigen Schwiegersohn durch. Mit seinen
HilfstÃ¤tigkeiten arbeitete der KlÃ¤ger damit wie die anderen Familienmitglieder im
Rahmen eines Familienprojekts, also aufgrund der Ã¼ber V bestehenden
Sonderbeziehung zu R. Diese Sonderbeziehung wurde noch dadurch verstÃ¤rkt,
dass der KlÃ¤ger vor Ort wohnte, zudem zu einem relativ gÃ¼nstigen Mietpreis,
und von ihm die Mithilfe entsprechend den anderen Familienmitgliedern erwartet
werden konnte. Zudem erscheint dem Senat die Darstellung von R und V durchaus
nachvollziehbar und naheliegend, dass der KlÃ¤ger auch deshalb mitgeholfen hat,
weil er zunÃ¤chst davon ausgegangen ist, dass hier Wohnraum fÃ¼r V geschaffen
wird, von dem V und damit auch indirekt er profitieren wÃ¼rden. Zumindest hat der
KlÃ¤ger nach seiner eigenen Darstellung bis zum und dann auch nach dem Unfall
im Rahmen seiner dann eingeschrÃ¤nkten MÃ¶glichkeiten R weiterhin bis zur
Trennung von V geholfen, auch wenn mÃ¶glicherweise ein Einzug des KlÃ¤gers und
von V nicht mehr geplant war. Eine solche Mithilfe ist auch nur aufgrund der
Sonderbeziehung des KlÃ¤gers zu V und damit zu R erklÃ¤rbar. Im Rahmen dieser
Sonderbeziehung erscheint die Beratung des KlÃ¤gers durch R in finanziellen
Fragen nichts anderes als ein erwartbarer Austausch von GefÃ¤lligkeiten im
Rahmen dieser Sonderbeziehung, wobei die gegenseitigen GefÃ¤lligkeiten in
keinem irgendwie gearteten gegenseitigen Austausch- und
AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis standen.

Der Umfang der Hilfeleistung des KlÃ¤gers fÃ¼hrt im Rahmen dieser
Sonderbeziehung zu keiner anderen Betrachtungsweise, die die Annahme eines
Versicherungsschutzes rechtfertigen kÃ¶nnte. Der Senat verkennt nicht, dass der
KlÃ¤ger R vor dem Unfall sehr umfangreich geholfen hatte und auch nach dem
Unfall noch â�� aufgrund der Unfallfolgen allerdings weitaus weniger â�� tÃ¤tig
war. Dies rechtfertigt aber keine andere Entscheidung, da im Rahmen eines engen
verwandtschaftsÃ¤hnlichen bzw. freundschaftlichen GemeinschaftsverhÃ¤ltnisses
auch TÃ¤tigkeiten von erheblichem Umfang und grÃ¶Ã�erer Zeitdauer diesem
GemeinschaftsverhÃ¤ltnis ihr GeprÃ¤ge geben kÃ¶nnen (LSG BB Urteil vom
22.01.2009, L 31 U 369/08, mwN). Es besteht keine feste Stundengrenze fÃ¼r die
Beurteilung einer Versicherungspflicht bei GefÃ¤lligkeitsdiensten (BayLSG Urteil
vom 28.05.2008, L 2 U 28/08). Zur Ã�berzeugung des Senats ging die Dauer der
bereits vor dem Unfall erbrachten Hilfeleistung und der noch beabsichtigten Hilfe
des KlÃ¤gers fÃ¼r den Beigeladenen unter WÃ¼rdigung der GesamtumstÃ¤nde
nicht weit Ã¼ber das hinaus, was in dem guten familiÃ¤ren und freundschaftlichen
VerhÃ¤ltnis Ã¼blich war. Die vom KlÃ¤ger verrichteten TÃ¤tigkeiten waren jeweils
auf ein paar Stunden abends nach der Arbeit und auf die Wochenenden verteilt.
Dies ist auch bei einer objektiven Betrachtungsweise im Hinblick auf den Nutzen der
bereits erfolgten und noch zu erwartenden gegenseitigen Hilfeleistungen in einem
guten familiÃ¤ren FreundschaftsverhÃ¤ltnis nicht auÃ�ergewÃ¶hnlich. Dies wird
hier insbesondere auch dadurch untermauert, dass neben dem KlÃ¤ger auch die
beiden Schwager in Ã¤hnlicher Art und Wiese mitgeholfen haben.

Im Ergebnis war die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers von der Sonderbeziehung zu dem
Bauherrn geprÃ¤gt, denn sie zielte darauf ab, diesem aus der bestehenden
Partnerschaft zur Tochter des Bauherrn und einer geplanten zukÃ¼nftigen
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Verwandtschaft heraus zu helfen.

Nach alledem ist die Berufung des KlÃ¤gers unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat im Hinblick auf die Beigeladene im Rahmen des
Berufungsverfahrens zu Recht keinen Antrag gestellt; ein Anspruch des KlÃ¤gers
gegenÃ¼ber der Beigeladenen scheitert schon daran, dass diese nicht zustÃ¤ndig
ist. Eine Ã¶ffentliche FÃ¶rderung hat R als Bauherr nicht erhalten, so dass eine
ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen und ein eventueller Anspruch aus Â§ 2 Abs 2 Nr
16 SGB VII nicht in Frage kommt. Eine ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 129 Abs 1 Nr 3 SGB
VII fÃ¼r eine eventuelle Haftung nach Â§ 2 Abs 1 oder Abs 2 SGB VII ist aufgrund
der Feststellungen der Beigeladenen, die von den Ã¼brigen Beteiligten nicht in
Frage gestellt wurden, aufgrund des Umfangs der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nicht
gegeben und wÃ¼rde im Ã�brigen -wie oben dargestellt â�� daran scheitern, dass
die Voraussetzungen des Â§ 2 Abs 1 und 2 SGB VII nicht erfÃ¼llt sind.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 17.12.2021

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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